
Der Deutsche Bundestag hat am Ende seiner Haushals-

woche, in der die einzelnen Etats der Ministerien de-

battiert wurden, dem Gesamthaushalt abschließend 

zugestimmt. Das Volumen des Haushalts für 2021 liegt 

bei 498,6 Mrd. Euro, davon Investitionen von 61,9 

Mrd. Euro. Die Nettoneuverschuldung steigt auf 179,8 

Mrd. Euro. 

Mit diesem Haushalt begegnet der Bund den Folgen 

der Corona-Krise, stärkt das Gesundheitswesen, de-

ckelt die Sozialabgaben und stützt unsere wirtschaftli-

chen Strukturen. Gleichzeitig setzt er ein Zeichen in 

Richtung Zukunftsfähigkeit mit einem aufgestockten 

Energie- und Klimafonds, durch den u.a. die Wasser-

stoffstrategie und Maßnahmen für nachhaltige Mobili-

tät finanziert werden, mit Mitteln für Digitalisierung 

und insgesamt einem hohen Anteil an Investitionen. 

Die Bundesrepublik Deutschland müsse mit Herausfor-

derungen leben, die sie in dieser Art noch nicht ge-

kannt habe, erklärte Bundeskanzlerin Angela Merkel 

bei der Generaldebatte am Mittwoch. Es gehe darum, 

nach Überwindung der Corona-Pandemie wieder an 

die alte Stärke anzuknüpfen. 2022 wolle man 
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Kampf gegen nichtansteckende Krankheiten mit 

Boehriger-Ingelheim  

Auf Einladung von Josef Rief sprachen Vertreter des 

Pharmaunternehmens Boehringer-Ingelheim, der in 

Biberach den größten Forschungsstandort Deutschlands 

in diesem Bereich betreibt, mit dem Entwicklungshilfe- 

Staatssekretär Norbert Barthle und Riefs Haushälter-

kollegen Carsten Körber, der im Haushaltsausschuss 

für den Etat des Bundesministeriums für Wirtschaftli-

che Zusammenarbeit und Entwicklung verantwortlich 

ist, über den internationalen Kampf gegen so genannte 

nichtansteckende Krankheiten (NCD). Die bei der 

UNO angesiedelte „Defeat-NCD Partnership“ wirbt da-

bei für Unterstützung zur Bekämpfung von Erkrankun-

gen wie etwa Diabetes oder Herzkreislauferkrankungen 

in Entwicklungsländern und beim Aufbau einer allge-

meinen Gesundheitsversorgung dort. Boehringer-

Ingelheim engagiert sich bereits mit 5 Millionen US-

Dollar für die kommenden drei Jahre und will zukünf-

tig auch den Bund für ein Engagement gewinnen. Beim 

Staatssekretär und den beiden Haushältern traf die Initi-

ative auf großes Interesse und alle sagten zu, den weite-

ren Prozess unterstützend zu begleiten.■ 
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Besuchen Sie Josef Rief auch auf seiner 
Homepage, bei Facebook und auf Instagram! 

Foto:  Josef Rief bei seiner Rede zum Gesundheitshaushalt 

v.l.n.r.: Josef Rief, Katharina Loy (Boehr.-Ingelheim) Norbert 
Barthle, Carsten Körber, Dr. Gregor Strauch (Boehr.-Ingelheim) 
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Fortsetzung von Seite 1 Regierungserklärung 

wirtschaftlich das Vorkrisenniveau wieder erreichen. 

„Wir müssen sehen, dass Deutschland zu denjenigen 

Ländern zählt, die diese Pandemie erfolgreich bewälti-

gen.“  

Andreas Jung, Stellvertretender CDU/CSU Fraktions-

vorsitzender sagte, „Natürlich macht uns die gewaltige 

Verschuldung Sorgen. Aber wir gehen trotzdem diesen 

Weg, weil wir durch Corona eine absolute Notlage ha-

ben. Für genau solche Situationen ermöglicht die 

Schuldenbremse Ausnahmen. Das ist möglich, weil wir 

in den letzten Jahren solide gewirtschaftet und in den 

guten Zeiten – trotz Kritik und Forderungen – an aus-

geglichenen Haushalten festgehalten haben. Anders 

gesagt: Die schwarze Null gestern hat den Wumms 

heute erst möglich gemacht. Die hohe Verschuldung ist 

die absolute Ausnahme und nach der Krise müssen wir 

wieder auf die Schuldenbremse treten. Das unterschei-

det uns von anderen, die dann gerade so weiter machen 

wollen. Das ist aber nicht nachhaltig. Deshalb haben 

wir uns auf Zukunftspakete verständigt. Wir investieren 

beispielsweise neun Milliarden Euro in die Wasser-

stoffstrategie und wir treiben die digitale Ausstattung 

an den Schulen voran. Einen guten Teil der Mittel set-

zen wir also ganz gezielt für die Zukunft kommender 

Generationen ein.“ 

Die Union hat sich verpflichtet, die jetzt aufgenomme-

nen Kredite in 20 Jahren zu tilgen und das nicht über 

50 Jahre zu strecken wie es die Grünen fordern. Die 

Schulden müssen in dieser Generation zurückgezahlt 

werden. Eine schnelle Rückkehr zum Einhalten der 

Schuldenbremse ist ein Beitrag zur Generationenge-

rechtigkeit. 

In Zeiten von Corona könne man weder im Sozialbe-

reich noch an den Zukunftsausgaben sparen, unterstrich 

Fraktionsvorsitzender Ralph Brinkhaus in der Debatte. 

Gleichwohl sei die hohe Nettoneuverschuldung „nicht 

das, was wir uns als Union gewünscht haben“. Im Sin-

ne der Generationengerechtigkeit sei es „richtig, dass 

wir eine kurze Tilgungsfrist gemacht haben“. 2026 sol-

le mit der Rückzahlung begonnen werden. Damit 

Deutschland wieder auf einen guten Wachstumspfad 

komme, brauche es eine „Renaissance der Wirtschafts-

politik“.   

In den Haushalten 2020 und 2021 seien Rekordinvesti-

tionen vorgesehen. Das Geld müsse nun auch schnell 

abfließen, mahnten Merkel und Brinkhaus. Brinkhaus 

sagte: „Es geht nicht nur darum, das Geld bereitzustel-

len, sondern es geht in erster Linie darum, dieses Geld 

auch auszugeben.“ Er wies darauf hin, dass die Koaliti-

on Hürden im Planungsrecht weggeräumt habe, damit 

die Mittel schneller eingesetzt werden könnten. Dar-

über hinaus forderte er einen stärkeren Bürokratieab-

bau. Der Haushalt sieht unter anderem Investitionen in 

Zukunftsfelder wie die Impfstoffforschung, die Was-

serstoffstrategie, die Künstliche Intelligenz oder die 

Quantentechnologie vor.  

Angesichts der immer noch zu hohen Zahl an Neuin-

fektionen und der steigenden Zahl an Intensivpatienten 

und Todesfällen zeigten sich alle Redner der Unions-

fraktion besorgt. Die Kanzlerin sprach sich für weiter-

gehende Kontaktbeschränkungen aus, darunter Ge-

schäftsschließungen nach Weihnachten und eine Aus-

dehnung der Schulferien oder eine Umstellung auf Di-

gitalunterricht. Es gehe nicht darum, zwischen dem 

Schutz der Wirtschaft oder dem Schutz von Menschen-

leben zu wählen. Vielmehr hänge beides zusammen: 

„Die Wirtschaft ist dort widerstandsfähig, wo die Pan-

demie unter Kontrolle ist.“  

Der Gesundheitshaushalt ist der Einzeletat mit dem 

größten Mittelzuwachs. Lesen Sie dazu die Pressemit-

teilung von Josef Rief hier!■ 

Jahressteuergesetz schafft Entlastung für Landwirte 

und Klarstellung bei Umsatzsteuerpauschalierung 

Neben der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Home-

Office-Tagen hat der Finanzausschuss auf Initiative der 

CDU/CSUauch Entlastungen für Landwirte ins Jahress-

teuergesetz aufgenommen. Demnach wird eine zielge-

nauere Ausgestaltung der Investitionsabzugsbeträge 

gemäß § 7g EStG geschaffen. Hier soll die einheitliche 

Gewinngrenze auf 200.000 Euro erhöht werden. Damit 

sollen künftig über 95 Prozent aller landwirtschaftli-

chen Betriebe den Investitionsabzugsbetrag für künfti-

ge Anschaffungen nutzen. Zudem kommt es beim § 7g 

zu weiteren Modifikationen, die den Investitionsab-

zugsbetrag für landwirtschaftliche Betriebe praxisge-

rechter machen.  

In § 24 (1) des Umsatzsteuergesetzes wird eine Um-

satzgrenze für die Umsatzsteuerpauschalierung in Höhe 

von 600.000 Euro als klare Abgrenzung für die Praxis 

gezogen. Die EU fordert seit Jahren die Abschaffung 

der Pauschalierung. Mit dieser Grenze will die Union 

sicherstellen, das diese für Betriebe unter 600 000 Euro 

Umsatz erhalten werden kann. ■ 

http://www.josef-rief.de/bundestag-beschliesst-gesundheitshaushalt/

